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1. TERMINSACHE: Antrag auf 
Grundsteuererlass bis 31.3.2021 
stellen 
 
Vermieter können bis zum 31.3.2021 

(Ausschlussfrist) einen Antrag auf 

Grundsteuererlass bei der zuständigen 

Gemeinde für 2020 stellen, wenn sie ei-

nen starken Rückgang ihrer Mieteinnah-

men im Vorjahr zu verzeichnen haben. 

Ursachen können z. B. Brand- oder 

Hochwasserschäden, Zahlungsunfähig-

keit des Mieters oder Schäden durch 

Mietnomadentum sein. Insbesondere 

durch die Corona-bedingten Zahlungs-

ausfälle können sich Einnahmeausfälle 

ergeben, die einen Grundsteuererlass 

rechtfertigen können. 

 

Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn 

der Vermieter die Ertragsminderung zu 

vertreten hat, z. B., weil er dem Mieter im 

Erlasszeitraum gekündigt hat oder wenn 

notwendige Renovierungsarbeiten nicht 

(rechtzeitig) durchgeführt wurden. 

 

Maßstab für die Ermittlung der Ertrags-

minderung ist die geschätzte übliche Jah-

resrohmiete. Bei einem Ausfall von mehr 

als 50 % der Mieteinnahmen wird die 

Grundsteuer nach den derzeitigen Best-

immungen in Höhe von 25 % erlassen. 

Entfällt der Mietertrag vollständig, hal-

biert sich die Grundsteuer. 
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2. Jahressteuergesetz 2020 ver-
abschiedet 
 

Am 18.12.2020 stimmte auch der 

Bundesrat dem geplanten 

Jahressteuergesetz 2020 – das noch ein 

paar Änderungen zum Entwurf erfuhr – 

zu, sodass dieses nunmehr in Kraft treten 

kann. Mit dem Gesetz nimmt die 

Bundesregierung notwendige 

Anpassungen an EU-Recht und die 

Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs sowie des 

Bundesfinanzhofs vor. Aufgegriffen 

werden aber auch neue Regelungen. 

Nachfolgend die wichtigsten 

Änderungen:  

 

1. Verbilligte Wohnungsüberlas-

sung: Bei einer verbilligten Über-

lassung einer Wohnung zu weniger 

als 66 % der ortsüblichen Miete ist 

eine generelle Aufteilung der Nut-

zungsüberlassung in einen entgelt-

lich und einen unentgeltlich vermie-

teten Teil vorzunehmen, wobei nur 

die auf den entgeltlich vermieteten 

Teil der Wohnung entfallenden 

Werbungskosten von den Mietein-

nahmen abgezogen werden können. 

Mit einer Änderung im Einkommen-

steuergesetz wird ab 2021 die 

Grenze für die generelle Aufteilung 

der Wohnraumüberlassung in einen 

ent- bzw. unentgeltlich vermieteten 

Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete 

herabgesetzt. Beträgt das Entgelt 50 

% und mehr, jedoch weniger als 66 

% der ortsüblichen Miete, ist eine 

sog. Totalüberschussprognose-Prü-

fung vorzunehmen.  

 

 Fällt diese Prüfung positiv aus, wird 

Einkunftserzielungsabsicht ange-

nommen und der volle Werbungs-

kostenabzug gewährt. Bei einem ne-

gativen Ergebnis ist von einer sol-

chen Absicht nur für den entgeltlich 

vermieteten Teil auszugehen, für 

den die Werbungskosten anteilig ab-

gezogen werden können.  

 

2. Neuregelung des Investitionsab-

zugsbetrags: Der Investitionsab-

zugsbetrag wird von 40 % auf 50 % 

angehoben. Investitionsabzugsbe-

träge und Sonderabschreibungen 

gelten nun auch uneingeschränkt für 

vermietete begünstigte Wirtschafts-

güter. Das gilt unabhängig von der 

Dauer der jeweiligen Vermietung. 

Somit sind auch längerfristige Ver-

mietungen für mehr als drei Monate 

unschädlich.  

 Bislang gelten für die einzelnen Ein-

kunftsarten unterschiedliche Be-

triebsgrößenmerkmale. Künftig gilt 

für alle Einkunftsarten eine einheit-

liche Gewinngrenze i. H. v. 

200.000 € für die Inanspruchnahme 

von Investitionsabzugsbeträgen. 

Diese Änderung gilt gleichermaßen 

auch für die Inanspruchnahme von 

Sonderabschreibungen von bis zu 20 

%. Die Neuregelungen zum Investi-

tionsabzugsbetrag und der Sonder-

abschreibung gelten in den nach 

dem 31.12.2019 endenden Wirt-

schaftsjahren.  

 

3. Steuerbegünstigte Zusatzleistun-

gen des Arbeitgebers: Für das ge-

samte Einkommensteuergesetz wird 

klargestellt, dass nur Zusatzleistun-

gen des Arbeitgebers – also Leistun-

gen, die zusätzlich zum ohnehin ge-

schuldeten Arbeitslohn gezahlt wer-

den – steuerbegünstigt sind. Leis-

tungen werden nur dann „zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeits-

lohn“ erbracht, wenn  

 die Leistung nicht auf den An-

spruch auf Arbeitslohn an-

gerechnet,  

 der Anspruch auf Arbeitslohn 

nicht zugunsten der Leis-

tung herabgesetzt,  
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 die verwendungs- oder zweck-

gebundene Leistung nicht an-

stelle einer bereits vereinbarten 

künftigen Erhöhung des Ar-

beitslohns gewährt und  

 bei Wegfall der Leistung der 

Arbeitslohn nicht erhöht 

wird.  

Hier hatte der Bundesfinanzhof mit 

Urteil vom 1.8.2019 eine andere 

Auffassung vertreten. Die Neurege-

lung ist erstmals auf Leistungen, die 

in einem nach dem 31.12.2019 en-

denden Lohnzahlungszeitraum zu-

gewendet werden, anzuwenden.  

 

4. Steuerfreie Zuschüsse zum Kurz-

arbeitergeld: Durch das Corona-

Steuerhilfegesetz wurde eine be-

grenzte und befristete Steuerbefrei-

ung für Zuschüsse des Arbeitgebers 

zum Kurzarbeitergeld eingeführt. 

Die Befristung wird durch das Jah-

ressteuergesetz 2020 um ein Jahr 

verlängert. Die Steuerfreiheit gilt 

damit für Lohnzahlungszeiträume, 

die nach dem 29.2.2020 beginnen 

und vor dem 1.1.2022 enden.  

 

5. Arbeiten im Homeoffice: Steuer-

pflichtige können für jeden Kalen-

dertag, an dem sie ausschließlich in 

der häuslichen Wohnung arbeiten, 

einen Betrag in Höhe von 5 € gel-

tend machen. Die Pauschale kann in 

den Fällen in Anspruch genommen 

werden, in denen die Voraussetzun-

gen für den Abzug von Kosten für 

ein häusliches Arbeitszimmer nicht 

vorliegen. Sie ist auf einen Höchst-

betrag von 600 € im Jahr begrenzt, 

wird in die Werbungskostenpau-

schale eingerechnet und kann in den 

Jahren 2020 und 2021 in Anspruch 

genommen werden.  

 

6. Änderungen für Vereine und Eh-

renamtliche: Durch eine Erhöhung 

der sog. Übungsleiterpauschale ab 

2021 von 2.400 auf 3.000 € und der 

Ehrenamtspauschale von 720 auf 

840 € werden Vereine und Ehren-

amtliche gestärkt. Bis zu einem Be-

trag von 300 € wird ein vereinfach-

ter Spendennachweis ermöglicht. In 

den Zweckkatalog der Abgabenord-

nung für gemeinnützige Organisati-

onen werden die Zwecke Klima-

schutz, Freifunk und Ortsverschöne-

rung aufgenommen. 

 

7. Entlastung für Alleinerziehende: 

Der bereits durch das Corona-Steu-

erhilfe-Gesetz auf 4.008 € erhöhte 

Entlastungsbetrag wird entfristet. 

Damit gilt der erhöhte Betrag auch 

ab dem Jahr 2022 weiter. 

 

8. Steuerfreie Sachbezugsgrenze: 

Die Grenze wird für alle Beschäftig-

ten von 44 € auf 50 € erhöht. Die Er-

höhung gilt ab 2022. Für sog. Sach-

bezugskarten soll es eine Klarstel-

lung durch ein Schreiben des Bun-

desfinanzministeriums geben. 

 

9. Steuerfreie Corona-Beihilfe: Die 

Steuerbefreiung für Beihilfen und 

Unterstützungen bis zur Höhe von 

1.500 € wird bis zum Juni 2021 ver-

längert. Die Befreiung war bisher 

bis zum 31.12.2020 festgelegt. Da-

mit wäre ein im ersten Halbjahr 

2021 ausgezahlter Corona-Bonus 

nicht mehr steuerbegünstigt gewe-

sen.  

 

10. Anrechnung von Verlusten aus 

Termingeschäften: Die bisherige 

Verrechnungsbeschränkung in Höhe 

von 10.000 € wird auf 20.000 € an-

gehoben. So können insbesondere 

aus dem Verfall von Optionen im 

laufenden Kalenderjahr bis zu 

20.000 € mit Gewinnen aus Termin-

geschäften und mit den Erträgen aus 

sog. Stillhaltegeschäften ausgegli-

chen werden. Nicht verrechnete 
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Verluste können auf Folgejahre vor-

getragen und jeweils in Höhe von 

20.000 € mit Gewinnen aus Termin-

geschäften und Stillhalteprämien 

verrechnet werden. Verluste aus der 

Ausbuchung wertloser Wirtschafts-

güter oder der ganzen oder teilwei-

sen Uneinbringlichkeit einer Kapi-

talforderung können mit Einkünften 

aus Kapitalvermögen bis zur Höhe 

von 20.000 € im Jahr ausgeglichen 

werden. Auch hier sind die Übertra-

gung und Verrechnung nicht ver-

rechneter Verluste auf die Folge-

jahre möglich. 

 

11. Steuerhinterziehung: In besonders 

schweren Fällen wird die Verjäh-

rungsfrist von 10 Jahren auf 15 Jahre 

verlängert. Die Regelung ist auf alle 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

noch nicht verjährten Taten anzu-

wenden. 

 

12. Land- und Forstwirtschaft: Auf-

grund des Zweifels der Europäi-

schen Kommission zur Vereinbar-

keit des Umsatzsteuergesetzes mit 

den Vorgaben des Unionsrechts 

führt der Gesetzgeber ab 2022 eine 

Umsatzgrenze für die Durch-

schnittsbesteuerung land- und forst-

wirtschaftlicher Betriebe in Höhe 

von 600.000 € ein. 

 

13. Rechnungsberichtigung: Der Bun-

desfinanzhof hat seine Rechtspre-

chung zur Rechnungsberichtigung 

mit Urteil vom 20.10.2016 aufgege-

ben. Berichtigt danach ein Unter-

nehmer eine Rechnung, kann dies 

auf den Zeitpunkt zurückwirken, in 

dem die Rechnung erstmals ausge-

stellt wurde. Durch das JStG 2020 

soll klargestellt werden, dass die Be-

richtigung einer Rechnung kein 

rückwirkendes Ereignis ist, sodass 

eine Rechnungsberichtigung keine 

zeitlich unbegrenzte Änderungs-

möglichkeit eines Steuerbescheides 

zur Folge hat. 

 

Bitte beachten Sie! Mit dem JStG 2020 

sind auch noch weitere Änderungen im 

Umsatzsteuergesetz (z. B. Umsetzung 

des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets), 

im Erbschaft- und 

Schenkungssteuergesetz, in der 

Abgabenordnung und im Strafrecht 

beschlossen worden. Über die einzelnen 

relevanten Änderungen werden wir Sie in 

den nächsten Informationsschreiben im 

Detail unterrichten. 

 

 

3. Berücksichtigung des Veräu-
ßerungserlöses eines teilweise 
privat genutzten Pkw 
 

Wirtschaftsgüter des gewillkürten Be-

triebsvermögens, also Gegenstände, wel-

che privat und beruflich genutzt werden 

mit über 10 % beruflichem Nutzungsan-

teil, führen oftmals zu verschiedenen Be-

urteilungen bei dem Unternehmer und 

dem Finanzamt. Insbesondere die steuer-

liche Berücksichtigung bei Pkw ist dabei 

ein häufiges Thema. So war es auch in ei-

nem Fall, den der Bundesfinanzhof 

(BFH) am 16.6.2020 entschied. Gegen-

stand des Urteils war die Ermittlung des 

Veräußerungserlöses eines Pkw des Be-

triebsvermögens, welcher sowohl beruf-

lich als auch privat genutzt wurde. 

 

Ein Steuerpflichtiger ordnete das Kfz bei 

Anschaffung dem gewillkürten Betriebs-

vermögen zu. In den entsprechenden 

Steuererklärungen wurde die Abschrei-

bung (AfA) als Ausgabe berücksichtigt, 

gleichzeitig aber auch die privaten Auf-

wendungen als Einnahme erfasst, sodass 

die Kosten im Zusammenhang mit dem 

Pkw sich fast ausglichen.  

 

Als das Auto abgeschrieben war, veräu-

ßerte der Unternehmer dieses und setzte 
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den Veräußerungsgewinn nur mit dem 

Anteil der beruflichen Nutzung als Be-

triebseinnahme an. Die steuermindernde 

AfA wurde jährlich mit der Entnahme 

ausgeglichen, der private Nutzungsanteil 

dürfte sich nun nicht mehr auswirken. 

Dem widersprach das Finanzamt, der 

volle Gewinn aus dem Verkauf sei trotz-

dem anzusetzen. 

 

So sah das auch der BFH. Der Veräuße-

rungsgewinn ist in voller Höhe anzuset-

zen. Ob sich die AfA in den Vorjahren 

ausgewirkt hat oder nicht, steht mit dem 

Vorgang des Verkaufs in keinem Zusam-

menhang und darf deshalb auch nicht be-

rücksichtigt werden. Auch das Gesetz 

sieht keine anteilige Berechnung vor. Der 

BFH betont zudem, dass das Gebot der 

Besteuerung nach wirtschaftlicher Leis-

tungsfähigkeit und das Nettoprinzip 

durch diese Regelung nicht verletzt, son-

dern rechtmäßig berücksichtigt werden. 

 

 

4. Steuerliche Behandlung von 
Reisekosten bei Auslandsdienst-
reisen ab 1.1.2021 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 

hat mit Schreiben vom 3.12.2020 die 

neuen Pauschbeträge für Verpflegungs-

mehraufwendungen und Übernachtungs-

kosten für beruflich und betrieblich ver-

anlasste Auslandsdienstreisen ab 

1.1.2021 bekannt gemacht. Eine Reise-

kostentabelle finden Sie auf der Internet-

seite des BMF unter: https://www.bun-

desfinanzministerium.de  

 

Für die in der Bekanntmachung nicht er-

fassten Länder ist der für Luxemburg gel-

tende Pauschbetrag, für nicht erfasste 

Übersee- und Außengebiete eines Landes 

ist der für das Mutterland geltende 

Pauschbetrag maßgebend.  

 

 

5. Frist für die Abgabe der Steu-
ererklärungen 2019 verlängert 
 

Mit Schreiben vom 21.12.2020 teilt das 

Bundesfinanzministerium mit, dass es 

die Fristen zur Abgabe der Steuererklä-

rungen für das Kalenderjahr 2019 allge-

mein bis zum 31.3.2021 verlängert.  

 

Einer Pressemitteilung der Bundessteuer-

beraterkammer vom 18.12.2020 zufolge 

soll diese Frist bis zum 31.8.2021 verlän-

gert werden. Diese Frist war bei Ausar-

beitung des Informationsschreibens noch 

nicht offiziell bestätigt. 

 

 

6. Doch keine Erhöhung der 
Künstlersozialversicherung in 
2021  
 

Entgegen ursprünglicher Festlegung und 

unserer Mitteilung in der Januar-Ausgabe 

2021 bleibt der Abgabesatz zur Künstler-

sozialversicherung (KSV) auch im Jahr 

2021 stabil bei 4,2 % (vorgesehen war 

4,4 %). Die Beibehaltung des Abgabesat-

zes auch im Jahr 2021 wurde durch den 

Einsatz zusätzlicher Bundesmittel im 

Haushaltsgesetz 2021 möglich. Damit 

wird der schwierigen Lage gerade für die 

Kultur- und Kreativbranche durch die 

Corona-Pandemie Rechnung getragen.  

 

Anmerkung: In dem Gesetz zur KSV ist 

eine sog. Generalklausel enthalten, wo-

nach auch Unternehmen zur Künstlerso-

zialabgabe verpflichtet sind, die zwar 

nicht zu den typischen Verwertern von 

Kunst und Publizistik gehören, die aber 

sonst für Zwecke ihres Unternehmens 

nicht nur gelegentlich künstlerische oder 

publizistische Werke und Leistungen 

nutzen und im Zusammenhang mit dieser 

Nutzung Einnahmen erzielen wollen.  

 

Nicht zur Bemessungsgrundlage der 

KSV gehören z. B. Zahlungen an eine 
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KG, OHG, GmbH, GmbH & Co. KG, so-

fern diese im eigenen Namen handeln, 

AG, e. V., öffentliche Körperschaften 

und Anstalten. 

 
 

7. Änderungen seit 1.1.2021 
bzw. in 2021 im Bereich Arbeit 
und Soziales 
 

Für 2021 ergeben sich im Bereich Arbeit 

und Soziales diverse Änderungen. Hier 

ein Auszug über die wesentlichen 

Neuregelungen, die zum Jahresbeginn 

und im Laufe des Jahres 2021 wirksam 

wurden bzw. werden. 

 

 Kurzarbeitergeld: Die Regelung zur 

Erhöhung des Kurzarbeitergeldes (ab 

dem 4. Monat auf 70 % bzw. 77 % bei 

mindestens einem Kind und auf 80% 

bzw. 87 % ab dem 7. Monat) wird für 

alle Beschäftigten bis zum 31.12.2021 

verlängert, deren Anspruch auf 

Kurzarbeitergeld bis zum 31.3.2021 

entstanden ist. Ferner werden die 

bestehenden befristeten 

Hinzuverdienstregelungen insoweit 

bis zum 31.12.2021 verlängert. 

Entgelt aus einer geringfügigen 

Beschäftigung, die während der 

Kurzarbeit aufgenommen wurde, 

bleibt anrechnungsfrei. 

Die Bezugsdauer für das 

Kurzarbeitergeld wird für Betriebe, 

die bis zum 31.12.2020 mit 

Kurzarbeit begonnen haben, auf bis zu 

24 Monate, längstens bis zum 

31.12.2021, verlängert. 

 

 Vereinfachte 

Weiterbildungsförderung 

Beschäftigter durch die Agentur für 

Arbeit: Bedürfen aufgrund des 

technologischen Strukturwandels eine 

größere Anzahl von Arbeitnehmern 

eines Betriebes eine berufliche 

Weiterbildung, ist, anders als bisher, 

nicht mehr für jeden einzelnen 

Beschäftigten ein Förderantrag 

notwendig. 

 

 Verlängerung der Möglichkeit zur 

Nutzung von Video- und 

Telefonkonferenzen sowie 

audiovisueller Einrichtungen für 

Versammlungen: Die Möglichkeit 

zur Nutzung von Video- und 

Telefonkonferenzen für Betriebsräte 

und weitere Mitbestimmungsgremien, 

für Heimarbeitsausschüsse und 

Werkstatträte in Werkstätten für 

behinderte Menschen ist bis zum 

30.6.2021 verlängert worden. 

Entsprechendes gilt für 

Versammlungen mittels 

audiovisueller Einrichtungen. 

 

 Gesetzlicher Mindestlohn: Der 

gesetzliche Mindestlohn beträgt seit 

dem 1.1.2021 brutto 9,50 € und ab 

dem 1.7.2021 brutto 9,60 € je 

geleisteter Arbeitsstunde. 

 

 Mitgliedsbescheinigung der 

Krankenkassen: Seit dem 1.1.2021 

ist die Pflicht zur Vorlage der 

Mitgliedsbescheinigung der 

Krankenkasse in Papierform 

entfallen. Der Beschäftigte gibt bei 

Aufnahme der Beschäftigung bzw. 

beim Wechsel der Krankenkasse beim 

Arbeitgeber seine (neue) 

Krankenkasse an. Durch ein 

elektronisches Abfrageverfahren wird 

die Richtigkeit der Angaben geprüft 

und seitens der Krankenkasse 

bestätigt. 

 

 Anhebung der Altersgrenzen 

(„Rente mit 67“): Versicherte, die 

1955 bzw. 1956 geboren sind und für 

die keine 

Vertrauensschutzregelungen gelten, 

erreichen die Regelaltersgrenze mit 

65 Jahren und neun Monaten bzw. mit 

65 Jahren und zehn Monaten. Für die 

folgenden Geburtsjahrgänge erhöht 



 K ∙G ∙ J ∙W 
  K lemm, Giesemann & Partner  

 Steuerberatungsgesellschaft mbB 

 

Seite 7 von 11 

Dipl.-Kaufmann *** 

Joachim Klemm  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 

 
Dipl.-Kaufmann (FH) 

Eckhardt Giesemann * 
Steuerberater 

 
Dipl.-Finanzwirt (FH) 

Stefan Dierkes, M.R.F ** 
Rechtsanwalt, FA für Steuerrecht, 
FA für Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Steuerberater, verei-
digter Buchprüfer 

 
Rainer Wallschlag 
Steuerberater 

 
Ingo Tietjen * 
Steuerberater 

angestellt gem. § 58 StBerG  
 
 
 

Sitz der Gesellschaft: 
26125 Oldenburg 
Wilhelmshavener  
Heerstrasse 50 
T: 0441 / 923100 – 0 
F: 0441 / 923100 – 99 
e-mail: oldenburg@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26817 Rhauderfehn 
Untenende 62 b 
T:  04952 / 56 19  
F:  04952 / 67 77 
e-mail: rhauderfehn@kgjw.de 
 
Zweigniederlassung: 
26789 Leer 
Heisfelder Straße 81 
T: 0491 / 91 20 698-0 
F: 0491 / 91 20 698-99  
e-mail: leer@kgjw.de 
 
www.KGJW.de 
kanzlei@kgjw.de 
 
 
eingetragen im  
Partnerschaftsregister  
des Amtsgerichts  
Hannover Nr. 200534 
 
 

 

*  

 
 

Kooperationen: 
** Kranz, Dierkes & Partner mbB Rechts-

anwälte, Oldenburg 
***ACUS Klemm und Partner mbB Wirt-

schaftsprüfergesellschaft 
 
 

 

  

 

sich die Regelaltersgrenze zunächst 

um je einen weiteren Monat (später in 

Stufen von zwei Monaten pro 

Jahrgang). Erst für die Jahrgänge 

1964 und jünger wird die 

Regelaltersgrenze bei 67 Jahren 

liegen. 

 

 Hinzuverdienstgrenze bei 

Altersrenten: In Anbetracht der 

aktuellen Entwicklung der Corona-

Krise gilt die befristete Anhebung der 

kalenderjährlichen 

Hinzuverdienstgrenze für 

Altersrenten vor Erreichen der 

Regelaltersgrenze auch für das 

Kalenderjahr 2021. Für das Jahr 2021 

beträgt die kalenderjährliche 

Hinzuverdienstgrenze 46.060 €. Der 

sog. Hinzuverdienstdeckel ist 

weiterhin nicht anzuwenden. 

 

 
8. Update-Pflichten für Verkäufer 
von digitalen Geräten 
 
Mit dem Gesetz zur Umsetzung der 

Warenkaufrichtlinie soll eine Update-

Pflicht für Verkäufer von digitalen 

Produkten eingeführt werden, die diese 

Produkte an Verbraucher verkaufen. Ziel 

ist eine dauerhafte Funktionstüchtigkeit 

und IT-Sicherheit von digitalen Gütern 

zu gewährleisten. Der Entwurf sieht 

insbesondere folgende Änderungen vor: 

 

 Für Produkte mit digitalen Elementen, 

die ein Verbraucher von einem 

Händler erwirbt, wird eine 

Aktualisierungsverpflichtung 

(„Updates“) eingeführt. 

 

 Für Sachen, für die eine dauerhafte 

Bereitstellung digitaler Elemente 

vereinbart ist, muss der Verkäufer z. 

B. dafür Sorge tragen, dass die in der 

Sache integrierten digitalen Elemente 

während des Bereitstellungszeitraums 

mangelfrei sind und bleiben.  

 

 Bei Kaufverträgen mit Verbrauchern 

wird die Vermutung, dass ein Mangel 

der Kaufsache bereits beim Kauf 

vorlag, von sechs Monaten auf ein 

Jahr verlängert. 

 

 Eine Garantieerklärung wird dem 

Verbraucher zukünftig auf einem 

dauerhaften Datenträger zur 

Verfügung gestellt. Aus der 

Garantieerklärung muss zudem 

deutlich hervorgehen, dass eine 

Garantie die daneben bestehenden 

Gewährleistungsrechte unberührt 

lässt und die Inanspruchnahme der 

gesetzlichen Rechte unentgeltlich ist. 

 

 
9. Überprüfung von Prämien-
sparverträgen 
 

Bei Prämiensparverträgen handelt es sich 

um eine langfristige Sparform mit 

gleichbleibender Sparleistung, aber 

einem variablen Zinssatz. Je nach 

Vertragslaufzeit erhalten die 

Verbraucher neben dem Zins oftmals 

noch eine zusätzliche Prämie. Die 

meisten Kreditinstitute verwenden in 

ihren Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen (AGB) eine sog. 

„Zinsanpassungsklausel“.  

 

Diese erlaubt es ihnen, über Änderungen 

bei der Verzinsung unbegrenzt einseitig 

entscheiden zu können. Eine solche 

Zinsanpassungsklausel ist jedoch 

rechtlich unwirksam, entschied der 

Bundesgerichtshof (BGH) bereits 2004. 

Wie mit der Klausel in den 

entsprechenden Verträgen weiter 

verfahren werden soll, erklärte der BGH 

allerdings nicht. Nun hat das 

Oberlandesgericht Dresden (OLG) auf 

eine entsprechende Musterklage reagiert 

und Hinweise auf die weitere 

Verfahrensweise gegeben.  
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Nach Ansicht des OLG müssen sich die 

Zinsen an einem angemessenen, 

langfristigen und öffentlich zugänglichen 

Referenzzinssatz orientieren und eine 

monatliche Anpassung muss möglich 

sein. Angemessen wäre beispielsweise 

die 9- bis 10-jährige Zeitreihe der 

Deutschen Bundesbank. 

 

Bitte beachten Sie: Die Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht 

empfiehlt Verbrauchern solche 

Prämiensparverträge überprüfen 

zulassen. Sie hatte die Kreditinstitute 

bereits Anfang 2020 aufgefordert auf die 

betroffenen Kunden zuzugehen, um 

jeweils eine rechtlich wirksame Lösung 

zu finden. Betroffene Verbraucher 

sollten ihre Bank aufsuchen, sich dort die 

verwendete Klausel erläutern lassen, um 

anschließend deren Wirksamkeit prüfen 

zu können. Ggf. ist hier eine rechtliche 

Beratung sinnvoll. 

 

 

10.  Keine Haftungserleichterung 
für Bank beim kontaktlosen Zah-
len 
 

Neu ausgegebene Bankkarten sind häufig 

mit einer 

Nahfeldkommunikationsfunktion (NFC-

Funktion) – „kontaktlose 

Zahlungsfunktion“ – ausgestattet. Diese 

Funktion wird i. d. R. bei der ersten 

Benutzung der Karte durch den Kunden 

automatisch aktiviert und ermöglicht die 

kontaktlose Bezahlung von 

Kleinbeträgen ohne die Karte in ein 

Zahlungsterminal einführen und einen 

PIN-Code eingeben zu müssen. Bei der 

Bezahlung von höheren Beträgen ist 

jedoch die Authentifizierung durch PIN-

Code erforderlich. 

 

Nun hatte der Europäische Gerichtshof 

(EuGH) zu klären, wie es mit der Haftung 

bei dem Verlust einer solchen Karte 

aussieht. Die Richter des EuGH 

entschieden, dass das kontaktlose Zahlen 

ein anonymisiertes Zahlungsinstrument 

ist und somit der Bank grundsätzlich 

Haftungserleichterungen ermöglicht. 

Meldet ein Kunde jedoch den Verlust 

oder die missbräuchliche Verwendung 

einer Bankkarte, dürfen ihm keine 

negativen finanziellen Folgen entstehen. 

Etwas anders gilt, wenn er in 

betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

 

 

11. Angedrohte Erkrankung als 
Kündigungsgrund 
 

Ein wichtiger Kündigungsgrund an sich – 

eine Verletzung arbeitsvertraglicher 

Pflichten – liegt unter anderem vor, wenn 

der Arbeitnehmer seine Interessen im 

Arbeitsverhältnis durch die rechtswidrige 

Drohung mit einem empfindlichen Übel 

gegenüber dem Arbeitgeber 

durchzusetzen versucht. Vor diesem 

Hintergrund entschied das 

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz 

mit seinem Urteil v. 21.7.2020 

Folgendes:  

 

Tritt der Arbeitnehmer einer Weisung des 

Arbeitgebers mit der Drohung entgegen, 

sich krankschreiben zu lassen, so 

rechtfertigt das im Grundsatz eine 

außerordentliche fristlose Kündigung. 

Unerheblich ist hierbei, ob der 

Arbeitnehmer später tatsächlich erkrankt 

oder ob die Weisung rechtswidrig war, 

denn die kündigungsrelevante 

Nebenpflichtverletzung besteht in der Art 

und Weise des Vorgehens des 

Arbeitnehmers. 

 

 

12. Rechtliche Verbindung zwi-
schen Mietverhältnis über Wohn-
raum und  Geschäftsräume 
 

In einem Fall aus der Praxis wurden von 

einem Mieter mit einem „Wohnungs-

Einheitsmietvertrag“ Räumlichkeiten im 
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1. Obergeschoss zu Wohnzwecken und 

die im Erdgeschoss vorhandenen Räume 

mit einem „Mietvertrag für gewerbliche 

Räume“ zur Nutzung als Kanzlei 

angemietet. Beide Verträge enthielten 

eine Klausel, wonach die Mietverträge 

jeweils aneinander gebunden waren. Das 

Gewerbemietverhältnis wurde im Juli 

2017 vom Vermieter gekündigt.  

 

Grundsätzlich gilt, dass dann, wenn der 

Mieter die Räumlichkeiten 

vereinbarungsgemäß sowohl zu Wohn- 

als auch zu Gewerbezwecken nutzen 

kann, ein Mischraummietverhältnis 

vorliegt. Es kommt dabei nicht darauf an, 

ob der Mieter einen bestimmten Teil der 

Räumlichkeiten ausschließlich 

gewerblich nutzt und in dem anderen 

ausschließlich wohnt (z. B. Gaststätte mit 

Wirtewohnung) oder ob er die Räume in 

ihrer Gesamtheit sowohl zum Wohnen 

als auch zu Gewerbezwecken nutzt. 

Folge dieses einheitlichen 

Rechtsverhältnisses ist, dass dieses auch 

nur insgesamt gekündigt werden kann. 

Die Kündigung des Vermieters im o. g. 

Fall war deshalb unwirksam. 

 

 

13. Umgangspflicht des Vaters 
 

Ein getrennt lebender Kindesvater ist 

auch gegen seinen ausdrücklich erklärten 

Willen zum Umgang mit seinen Kindern 

verpflichtet, wenn der Umgang dem 

Kindeswohl dient. Kinder haben ein 

Recht auf Umgang mit ihren Eltern und 

Eltern eine gesetzliche Verpflichtung 

zum Umgang mit ihren Kindern.  

 

Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. 

(OLG) wies deshalb mit seinem 

Beschluss v. 11.11.2020 eine 

Beschwerde eines Kindsvaters zurück, 

mit der er sich gegen die Verpflichtung 

wehrte, einmal im Monat tagsüber 

Umgang mit seinen drei Söhnen zu 

haben. 

 

In seiner Erklärung führte das OLG aus, 

dass dem Wohl des Kindes grundsätzlich 

zugutekommt, wenn es durch Umgang 

mit seinen Eltern die Möglichkeit erhält, 

seinen Vater und seine Mutter kennen zu 

lernen, mit ihnen vertraut zu werden oder 

eine persönliche Beziehung zu ihnen 

mithilfe des Umgangs fortsetzen zu 

können. Die Verweigerung jeglichen 

Umgangs mit dem Kind und damit die 

Loslösung von einer persönlichen 

Bindung stellt einen maßgeblichen 

Entzug elterlicher Verantwortung und 

zugleich die Vernachlässigung eines 

wesentlichen Teils der Erziehungspflicht 

dar. 

 

 

14. Recht auf Zugang zu außer-
halb der Bußgeldakte befindlichen 
Informationen 
 

Ein Autofahrer wurde vom Amtsgericht 

wegen Überschreitung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit außerhalb 

geschlossener Ortschaften um 30 km/h 

zu einer Geldbuße und einem 

einmonatigen Fahrverbot verurteilt.  

 

Im Rahmen des behördlichen 

Bußgeldverfahrens verlangte er erfolglos 

Zugang zu Informationen, unter anderem 

der Lebensakte des verwendeten 

Messgeräts, dem Eichschein und den 

sogenannten Rohmessdaten, die sich 

nicht in der Bußgeldakte befanden. 

 

Die Richter des 

Bundesverfassungsgerichts kamen in 

ihrem Beschluss vom 12.11.2020 zu der 

Entscheidung, dass Betroffenen im 

Bußgeldverfahren wegen 

Geschwindigkeitsüberschreitung Zugang 

zu Informationen gewährt werden muss, 

die nicht Teil der Bußgeldakte waren. 

Dem Autofahrer musste also der 

geforderte Zugang gewährt werden. Aus 

dem Recht auf ein faires Verfahren folgt 
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grundsätzlich auch im 

Ordnungswidrigkeitenverfahren das 

Recht, Kenntnis von solchen Inhalten zu 

erlangen, die zum Zweck der Ermittlung 

entstanden sind, aber nicht zur Akte 

genommen wurden. Wenn der Betroffene 

Zugang zu Informationen begehrt, die 

sich außerhalb der Gerichtsakte befinden, 

um sich Gewissheit über seiner 

Entlastung dienenden Tatsachen zu 

verschaffen, ist ihm dieser Zugang 

grundsätzlich zu gewähren. 

 

 

15. Phishing-E-Mails über angebli-
che Corona-Hilfen der EU 
 

Zurzeit kursieren u. a. Phishing-E-Mails 

mit einem falschen Antragsformular für 

Corona-Überbrückungshilfen für kleine 

und mittelständische Unternehmen, die 

angeblich vom Europäischen Rat und 

vom Bund gemeinsam angeboten 

werden. 

 

Diese betrügerischen E-Mails, z. B. mit 

dem Absender 

deutschland@ec.europa.eu, stammen 

nicht von der Europäischen 

Kommission. Reagieren Sie nicht auf 

solche Phishing-E-Mails und öffnen 

Sie nicht den Anhang. 

Überbrückungshilfen in der Corona-

Pandemie werden von Bund und Ländern 

gewährt, nicht direkt von der 

Europäischen Union. Vertrauenswürdige 

Informationen bietet die von der 

Bundesregierung eingerichteten Website 

„ueberbrueckungshilfe-

unternehmen.de“. 

 

 

 

Kurz berichtet 
 

Corona-Überbrückungshilfe unpfänd-

bar: Die sog. Corona-Überbrückungs-

hilfe, die nach den Richtlinien des Landes 

NRW für kleine und mittelständische 

Unternehmen gezahlt wird, ist jedenfalls 

bei summarischer Prüfung unpfändbar. 

Die zur Corona-Soforthilfe in einstweili-

gen Rechtsschutzverfahren ergangene 

Rechtsprechung ist auch auf die Corona-

Überbrückungshilfe übertragbar, so das 

Finanzgericht Münster in einem Be-

schluss vom 22.10.2020. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.),  

Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 

 

10.2.2021 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 

 
15.2.2021 

Sozialversicherungsbeiträge 24.2.2021 

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 

 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bun-
desbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 

Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozent-
punkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2020: Dezember = 105,5;November = 105,0; Oktober = 

105,9;  
September = 105,8; August = 106,0; Juli = 106,1; Juni = 
106,6;  
Mai = 106,0; April = 106,1; März = 105,7; Februar = 105,6;  
Januar = 105,2 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

